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Aktuelle Veröffentlichungen kommunaler Verbände
Unternehmensteuerreformgesetz 2008

 
Die Verbände VKU, BGW, VDEW und VDV haben mit dem folgenden Brief an das Bundesfinanzministerium zu einzelnen Regelungen der Unternehmenssteuerre-form 2008 Stellung genommen. 

„Der Deutsche Bundestag hat am 25.05.2007 das Unternehmensteuerreform-gesetz 2008 verabschiedet. Der Bundesrat hat dem Gesetz in seiner Sitzung am 06.07.2007 zugestimmt. Der Verband kommunaler Unternehmen (VKU), der Bun-desverband der deutschen Gas- und Wasserwirtschaft (BGW), der Verband der Elektrizitätswirtschaft (VDEW) und der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) haben sowohl zum Referentenentwurf als auch zum Regierungsentwurf des Unternehmensteuerreformgesetzes 2008 Stellung genommen.

Die von den Verbänden vorgeschlagenen Anpassungen des Gesetzeswortlauts sind zum Teil nicht berücksichtigt worden. Jedoch machen die Ausführungen im Bericht des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages zum Unternehmen-steuerreformgesetz 2008 (Drucksache 16/5491) deutlich, dass der Gesetzgeber von einer den Forderungen der Verbände entsprechenden Auslegung des Geset-zes ausgeht. Darin bestätigt der Gesetzgeber die von den Verbänden vertretene Auffassung betreffend die Auslegung des Konzernbegriffs des § 4h Abs. 3 EStG nF sowie des Begriffs der Rückgriffsberechtigung i.S.d. § 8a KStG nF. Die Auf-fassung des Gesetzgebers muss nunmehr in einem Anwendungsschreiben der Fi-nanzverwaltung in die Praxis umgesetzt werden.
Im Einzelnen:
►  Körperschaften des öffentlichen Rechts mit ihren Betrieben gewerblicher Art und ihren Beteiligungen an anderen Unternehmen bilden keinen Konzern im Sinne der Zinsschranke
Mit der so genannten Escape-Klausel des § 4h Abs. 3 EStG nF ist dem einzelnen Betrieb die Möglichkeit eingeräumt worden, aus dem Anwendungsbereich der Zinsschranke zu gelangen, indem er nachweist, dass seine Eigenkapitalquote nicht mehr als 1 % unter der Eigenkapitalquote des Konzerns, dem der Betrieb an-gehört, liegt.

Für Zwecke dieses Nachweises ist ein konsolidierter Konzernabschluss zu erstel-len und durch einen Abschlussprüfer zu testieren. Die Verbände haben in ihren Stellungnahmen den für die Zinsschranke geltenden, sehr weit gefassten Kon-zernbegriff kritisiert. Danach gehört ein Betrieb für Zwecke der Zinsschranke bereits dann zu einem Konzern, wenn seine Finanz- und Geschäftspolitik mit einem oder mehreren anderen Betrieben einheitlich bestimmt werden kann, § 4h Abs 3 S. 6 EStG nF. Der Wortlaut dieser Vorschrift könnte zu der Annahme füh-ren, dass sämtliche Gesellschaften, an denen eine Gebietskörperschaft beherr-schend beteiligt ist, sowie alle Betriebe gewerblicher Art i.S.d. §§ 1 Nr. 6, 4 KStG nF dieser Gebietskörperschaft einen Konzern i.S.d. der Zinsschranke bilden könn-ten. 

Die Verbände haben darauf hingewiesen, dass für die Kommunen die dargestellte Auslegung des § 4h Abs. 3 S. 6 EStG nF zu unverhältnismäßig hohen adminis-trativen Belastungen führen würde. Gerade bei größeren Städten, die nicht selten 50 und mehr Betriebe gewerblicher Art unterhalten sowie an einer noch größeren Anzahl an Gesellschaften beteiligt sind, scheint ein solcher Konzernabschluss, der letztlich nur der Feststellung dient, ob die Zinsen voll oder nur teilweise abzugs-fähig sind, nur schwer mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit vereinbar zu sein. Es wird kaum möglich sein, in einem adäquaten Zeitrahmen einen solch umfangreichen konsolidierten Abschluss zu erstellen sowie die gesetzlich be-stimmten Abgabefristen für Steuererklärungen einzuhalten.

Wir möchten noch einmal betonen, dass keinesfalls beabsichtigt ist, eine Begüns-tigung der kommunalen Unternehmen im Vergleich zu Privatpersonen oder Unter-nehmen der Privatwirtschaft zu erreichen. Es wird seitens der Verbände nicht in Frage gestellt, dass kommunale Eigengesellschaften und Beteiligungsgesell-schaften mit deren Tochtergesellschaften einen Konzern im Sinne der Zins-schranke bilden können. Wir wollten lediglich den bestehenden steuerlichen Be-sonderheiten der Kommunen, die bei Privatpersonen nicht vorliegen können, in angemessener Form Rechnung tragen.

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass Kommunen in erster Linie hoheitliche Auf-gaben erfüllen und insoweit in einem steuerlich nicht relevanten Rahmen agieren. Lediglich mit ihren Betrieben gewerblicher Art i.S.d. § 4 KStG nF unterliegen Kommunen der unbeschränkten Ertragsteuerpflicht. Dabei ist zu beachten, dass insbesondere bei größeren Städten eine Vielzahl von Betrieben gewerblicher Art existieren kann, deren wirtschaftliche Betätigungen aus Sicht der Verbände zum Teil miteinander nicht vergleichbar sind.
 
So sind zum einen viele Betriebe gewerblicher Art dem Bereich der Daseinsvor-sorge zuzuordnen. Diese wirtschaftlichen Betätigungen sind somit eng mit der Erfüllung originärer hoheitlicher Aufgaben verbunden. Typische Beispiele hierfür sind:
· der Betrieb eines Bades,
· der Betrieb des ÖPNV,
· die Versorgung mit Wasser.

Zudem gibt es noch einen großen Anteil an kulturellen (Museen, Theater, Biblio-theken) und gemeinnützigen (Krankenhäuser, Kinderkrippen und Seniorenheime) Betrieben gewerblicher Art, die grundsätzlich nur im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe der Steuerpflicht unterliegen. Auch bestehen bei vielen Kom-munen historisch bedingte wirtschaftliche Betätigungen wie der Betrieb eines Wochenmarktes. Hinzu kommen nun noch Beteiligungen an Gesellschaften in pri-vater Rechtsform, deren Unternehmensgegenstände eine vergleichbar große Viel-falt aufweisen. In Einzelfällen sind auf diese Gesellschaften auch ursprünglich ho-heitliche Tätigkeiten der Gesellschafterkommune ausgegliedert worden.
Die dargestellten Umstände haben bei größeren Städten nicht selten zur Folge, dass diese 50 und mehr Betriebe gewerblicher Art unterhalten und an einer noch größeren Zahl von Gesellschaften privater Rechtsform beteiligt sind. Somit be-stehen in diesen Kommunen aus diversen Gründen miteinander nicht vergleich-bare wirtschaftliche Betätigungen in einer Vielfalt, wie sie bei Privatpersonen un-denkbar ist.

Letztlich haben die Verbände darauf hingewiesen, dass Betriebe gewerblicher Art ohne eigene Rechtspersönlichkeit generell von der Zinsschranke ausgenommen werden könnten. Nach R 33 Abs. 2 KStR sind Trägerkörperschaften (Kommunen) gehalten, ihre Betriebe gewerblicher Art mit einem angemessenen Eigenkapital auszustatten. Damit ist eine angemessene Relation zwischen Eigen- und Fremd-kapital bereits aufgrund der steuerlichen Verwaltungspraxis gewährleistet.

Kommunen sind mit ihren Betrieben gewerblicher Art wegen des grundsätzlich geltenden Örtlichkeitsprinzips zudem gar nicht in der Lage, evtl. steuerpflichtige Gewinne in das Ausland zu verlagern. Auch dies ist ein nicht zu vernachläs-sigender Unterschied zu Privatpersonen, die vergleichbaren Beschränkungen nicht unterliegen.

Unsere vorgetragenen Argumente haben den Gesetzgeber offensichtlich über-zeugt, da im Bericht des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages klarstellende Ausführungen enthalten sind, die unsere Position uneingeschränkt bestätigen.

Danach gehen die Koalitionsfraktionen davon aus, dass Körperschaften des öffentlichen Rechts mit ihren Betrieben gewerblicher Art und ihren Betei-ligungen an anderen Unternehmen keinen Konzern im Sinne der Zins-schranke bilden. Diese Körperschaften können nach ausdrücklicher Auffas-sung des Gesetzgebers kein Mutterunternehmen im Sinne des § 290 Abs. 1 HGB und dementsprechend auch nicht zur Aufstellung eines Konzernab-schlusses verpflichtet sein (vgl. BT-Drs. 16/5491, S. 11).

Diese Aussage des Gesetzgebers sollte aus unserer Sicht zum Zweck der Auslegung des Gesetzes in einem Anwendungsschreiben der Finanzverwaltung verankert werden.
► Kommunalbürgschaften stellen keinen Fall der Gesellschafter-Fremdfi-nanzierung i.S.d. § 8a KStG nF dar
Gem. § 8a KStG nF unterfallen Betriebe, die eine schädliche Gesellschafter-Fremdfinanzierung aufweisen, stets der Zinsschrankenregelung. Dies ist der Fall, wenn die auf Gesellschafter-Fremdfinanzierungen entfallenden Zinsen mehr als 10 % des gesamten Zinssaldos der Körperschaft ausmachen. Auch die Fälle, in denen ein fremder Darlehensgeber Rückgriff auf den Anteilseigner einer Ge-sellschaft nehmen kann, sind bei der Frage, ob eine schädliche Gesellschafter-Fremdfinanzierung vorliegt, zu berücksichtigen.
Die Verbände haben in ihren Stellungnahmen darauf hingewiesen, dass die Qualifizierung der kommunalen Bürgschaften als Gesellschafter-Fremdfinanzie-rung i.S.d. § 8a KStG nF nicht sachdienlich ist. Ziel der Zinsschranke sowie der Regelung betreffend die Gesellschafter-Fremdfinanzierung ist die Vermeidung von Gestaltungen, die es ermöglichen, steuerliche Gewinne in das Ausland zu ver-lagern. Eine entsprechende Minderung des in der Bundesrepublik anfallenden Steuersubstrats kann durch die Gewährung von Kommunalbürgschaften allerdings gar nicht eintreten. Im Gegenteil sind nach unserer Auffassung sogar Sachver-halte denkbar, in denen die Gewährung einer Kommunalbürgschaft eine Erhöhung der in der Bundesrepublik zu versteuernden Gewinne zur Folge hat. 

Auch zu diesem Thema enthält der Bericht des Finanzausschusses des Bundestages eindeutige Ausführungen darüber, wie § 8a KStG nF nach dem Willen des Gesetzgebers auszulegen ist. Danach gehen die Koalitionsparteien davon aus, dass Bürgschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts ihren Gesellschaften gewähren, nicht in den Anwendungsbereich des § 8a KStG nF fallen (vgl. BT-Drs. 16/5491, S. 11). Grund hierfür ist, dass die öffentliche Hand mit ihren wirtschaftlichen Betätigungen regelmäßig Auf-gaben der Daseinsversorgung erfüllt und dabei der Kommunalaufsicht un-terliegt. Die Einstufung der Kommunalbürgschaften als Gesellschafter-Fremdfinanzierung i.S.d. § 8a KStG nF würde die Kommunen bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben behindern.

Auch diese Auffassung des Gesetzgebers sollte aus unserer Sicht zum Zweck der Auslegung des Gesetzes in einem Anwendungsschreiben der Finanzverwaltung verankert werden.
►  Keine Hinzurechnung von öffentlich-rechtlich begründeten Abgaben, ins-besondere Konzessionsabgaben
Nach § 8 Nr. 1 f) GewStG nF sollen Aufwendungen für die zeitlich befristete Über-lassung von Rechten zur gewerbesteuerlichen Bemessungsgrundlage hinzuge-rechnet werden. Nach der Gesetzesbegründung zielt diese Regelung auf solche Überlassungen von Rechten, die bisher regelmäßig nicht als Miet- und Pacht-verträge erfasst wurden. Hierzu verweist die Gesetzesbegründung auf die in Ab-schnitt 53 Abs. 1 Satz 5ff GewStR angesprochene zivilrechtliche Überlassung gewerblicher Schutzrechte etc. Damit wird deutlich, dass der Gesetzgeber offen-bar nur zivilrechtliche Überlassungsverhältnisse regeln will, Abgaben jedweder Art an öffentlich-rechtliche Körperschaften in Zusammenhang mit hoheitlichen Ge-stattungen und Bewilligungen dagegen nicht erfasst werden sollen.

Ferner ist im Bericht des Finanzausschusses ausgeführt, dass die neuen ge-werbesteuerlichen Hinzurechnungen alle Finanzierungsanteile für die Nutzung fremden Betriebskapitals umfassen sollen. Der Gesetzgeber will demnach eine gewerbesteuerliche „Gleichbehandlung“ der einzelnen Finanzierungsformen (Dar-lehen, Leasing, Miete/Pacht …) erreichen. Da die Konzessionsabgabe keinen Fi-nanzierungsanteil beinhaltet, darf Sie systematisch nicht im Rahmen der gewerbe-steuerlichen Hinzurechnungen erfasst werden.
Da der Gesetzestext dies allerdings nicht eindeutig festlegt, sollte hier eine klarstellende Ergänzung in ein BMF-Schreiben übernommen werden, zumal öffentlich-rechtlich begründete Abgaben in welcher Form auch immer nicht mit zivilrechtlichen Überlassungen vergleichbar sind.

So zahlen beispielsweise Versorgungsunternehmen als Betreiber von Strom- und Gas-, Fernwärme- und Wassernetzen Konzessionsabgaben an die Kommunen. Konzessionsabgaben werden von den Kommunen für die Einräumung des Rechts zur Benutzung öffentlicher Verkehrswege für die Verlegung und den Betrieb von Leitungen, die der unmittelbaren Versorgung von Letztverbrauchern im Gemeinde-gebiet mit Energie/Wasser dienen, erhoben. Auch Verkehrsunternehmen entrich-ten teilweise Konzessionen für die Nutzung des öffentlichen Straßenraums. Die Konzessionsabgaben stellen bei den Kommunen Einnahmen im hoheitlichen Be-reich dar. Für die Versorgungsunternehmen sind die Konzessionsabgaben Abga-ben für die Nutzung hoheitlicher Straßen und Plätze. Die Konzessionsabgabe hat daher den Charakter einer hoheitlichen Abgabe, die keinen Finanzierungsanteil beinhaltet, und ist damit nicht mit den Lizenzeinnahmen, die der Gesetzentwurf einbeziehen will, zu vergleichen.

Aus diesem Grund können Konzessionsabgaben von der geplanten Regelung nicht erfasst werden. Andernfalls müsste dann auch die gewerbesteuerliche Be-lastung der Konzessionsabgabe entsprechend § 8 StromNEV und § 8 GasNEV bei der Netzentgeltkalkulation berücksichtigt werden. Dadurch würden sich die Entgelte für die Strom- und Gasnetze entsprechend erhöhen. Insbesondere im Be-reich der Wasserversorgungsunternehmen, die die Wasserpreise kostenorientiert kalkulieren, würde die Hinzurechnung der Konzessionsabgabe zu erheblichen Mehrbelastungen für die Bürger führen. Die Begründung dafür, eine „Steuer auf eine Steuer“ zu erheben, wäre kommunalpolitisch nicht vermittelbar.“

Fundstelle:
VKU-ND, Ausgabe: August 2007, S. 6 ff.
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